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Bieterauskunft und Eignungskriterien
- VOEK 274-23 -
Offenes Verfahren nach § 15 VgV
Als Einzelbieter / Bietergemeinschaft: Bitte füllen Sie die Abschnitte zu folgenden angekreuzten Punkten des Formulars mit den erforderlichen Angaben aus:
[bookmark: _GoBack][bookmark: Kontrollkästchen2][bookmark: Kontrollkästchen3]1. |_| 2. |_| 3. |_| 4. |_| 5. |_| 6. |_| 7. |_| 8. |_| 9. |_| 10. |_| 11. |_| 12. |_| 13. |_|14. |_|

Als Unterauftragnehmer: Bitte füllen Sie die Abschnitte zu folgenden angekreuzten Punkten des Formulars mit den erforderlichen Angaben aus:
1. |_| 2. |_| 3. |_| 4. |_| 5. |_| 6. |_| 7. |_| 8. |_| 9. |_| 10. |_| 11. |_| 12. |_| 13. |_|

Sollte der Platz nicht ausreichen oder müssen diesem Formblatt Unterlagen beigefügt werden, geben Sie bitte jeweils die Nummer der entsprechenden Anlage an. 
Wichtiger Hinweis für Bietergemeinschaften
Unter Ziff. 11 dieser Bieterauskunft sind alle Mitglieder der Bietergemeinschaft sowie Art und Umfang des Leistungsteils des jeweiligen Mitglieds zu benennen. 

In der bereits mit Angebotsabgabe vorzulegenden Bietergemeinschaftserklärung (Anlage B-05) müssen Bietergemeinschaften ein Mitglied als bevollmächtigten Vertreter benennen. Sie müssen sich verpflichten, im Falle der Auftragserteilung die Vertragsleistung mit den namentlich benannten weiteren Mitgliedern der Bietergemeinschaft als Arbeitsgemeinschaft auszuführen und für alle im Zusammenhang mit dem Vertrag entstehenden Verbindlichkeiten gesamtschuldnerisch zu haften.

Bevollmächtigter Vertreter der Bietergemeinschaft:
Bereits mit dem Angebot sind vom bevollmächtigten Vertreter der Bietergemeinschaft eine vollumfänglich ausgefüllte „Bieterauskunft Eignungskriterien“ (Anlage B-03) und etwaige Nachweise vorzulegen. 


Übrige Mitglieder der Bietergemeinschaft:
Erst auf gesonderte Anforderung der Auftraggeberin sind von den übrigen Mitgliedern der Bietergemeinschaft jeweils eine „Bieterauskunft Eignungskriterien“ (Anlage B-03) mit Erklärungen nur zu den Ziff. 2.1. Allgemeine Angaben zum Unternehmen, 2.2. Zusätzliche Angaben bei Einzelunternehmen, 3. Zwingende und fakultative Ausschlussgründe, 4. Russland-Bezug, 5. Wettbewerbsregister, 6. Betriebshaftpflichtversicherung, 8. Eigenerklärung über die Leistungserbringung und 9. Leistungsbezogene Angaben zum Unternehmen abzugeben und etwaige Nachweise vorzulegen.
Wichtiger Hinweis bei Inanspruchnahme fremder Ressourcen
Ist der Einsatz von Unterauftragnehmern geplant, sind unter Ziff. 12 Art und Umfang der zu übertragenden Teilleistungen zu beschreiben. 

Ist eine Eignungsleihe vorgesehen, sind unter Ziff. 13 die Eignungskriterien anzugeben, zu deren Erfüllung auf fremde Kapazitäten zurückgegriffen werden soll.

Erst auf gesonderte Anforderung der Auftraggeberin sind Sie als Bieter verpflichtet, die Unternehmen zu benennen, deren Ressourcen zur Auftragsdurchführung in Anspruch genommen werden sollen und es sind Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen vorzulegen (Anlage B-06). Sie haben ferner für jedes der Unternehmen die vorliegende „Bieterauskunft Eignungskriterien“ (Anlage B-03) mit den Erklärungen zu den Ziff. 2.1. Allgemeine Angaben zum Unternehmen, 2.2. Zusätzliche Angaben bei Einzelunternehmen, 3. Zwingende und fakultative Ausschlussgründe, 4. Russland-Bezug und etwaige weitere Eigenerklärungen und Nachweise beizubringen.
I. Allgemeine Angaben
1.	Einzelbieter/Bietergemeinschaft
Ich gebe ein Angebot ab:
|_|	als Einzelbieter 
|_|	als Mitglied einer Bietergemeinschaft 
|_|	als bevollmächtigter Vertreter einer Bietergemeinschaft 
bzw. bin
|_|	als Unterauftragnehmer beteiligt
2.	Angaben zum Unternehmen 
2.1	Allgemeine Angaben zum Unternehmen
	Name 
(vollständige Bezeichnung der Firma)
	     

	Sitz 
(Straße Nr., PLZ Ort)
	     

	Postanschrift 
bei abweichendem Standort 
(Straße Nr., PLZ Ort)
	     

	Rechtsform
	     

	Umsatzsteuer-ID
	     

	Gegenstand des Unternehmens gem. öffentlichem Register oder Genehmigungsbehörde
	     

	Nummer der Eintragung 
in einem öffentlichen Register oder Geschäftsnummer der Genehmigungsbehörde
	     

	Registergericht 
	     

	Gesetzliche/r Vertreter/in
	     

	Ansprechperson
	     

	Telefon
	     

	E-Mail-Adresse
	     

	ggf. zuständige Niederlassung bzw. Standort
	     

	2.2	Zusätzliche Angaben , sofern keine Eintragung im Handelsregister vorliegt (z.B. nicht eingetragener Einzelunternehmer, Freiberufler oder unternehmerisch tätige GbR) - Angaben zur Inhaberin/zum Inhaber bzw. zu dem nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigten

	Vorname
	     

	Name
	     

	ggf. abweichender Geburtsname
	     

	Geburtsdatum
	     

	Geburtsort
	     

	Staatsangehörigkeit 
	     


II. Zwingende/fakultative Ausschlussgründe
3.	Eigenerklärung über zwingende und fakultative Ausschlussgründe nach § 123 und § 124 GWB
|_|	Ich erkläre, dass
	- keine Person, die meinem Unternehmen gemäß § 123 Abs. 3 GWB zuzurechnen ist, i. S. d. § 123 GWB rechtskräftig verurteilt worden ist und dass gegen das Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist. Insbesondere aufgrund folgender Straftaten:
Bildung krimineller Vereinigungen, Terrorismusfinanzierung, Geldwäsche, Betrug, Subventionsbetrug, Bestechlichkeit, Bestechung, Vorteilsgewährung und Menschenhandel.
	- mein Unternehmen der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie für sämtliche Arbeitnehmer/innen der Verpflichtung zur Zahlung der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung nachgekommen ist und kein Verstoß gegen die vorstehenden Verpflichtungen durch eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde.
	- mein Unternehmen nicht zahlungsunfähig ist, ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt noch eröffnet wurde und ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde.
[bookmark: _Hlk71031531]	- sich mein Unternehmen nicht in Liquidation befindet.
	- mein Unternehmen seine Tätigkeit nicht eingestellt hat.
	- mein Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nicht gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat (Nr. 1).
	- mein Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wurde (Nr. 3).
	- mein Unternehmen keine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken (Nr. 4).
	- für mein Unternehmen kein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigten könnte und der durch andere weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann (Nr. 5).
	- mein Unternehmen nicht bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war (Nr. 6).
	- mein Unternehmen bis zum heutigen Datum keine wesentlichen Anforderungen bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat mit der Folge einer vorzeitigen Beendigung, Schadensersatz oder einer vergleichbaren Rechtsfolge (Nr. 7).
	- mein Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien keine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat (Nr. 8).
	- mein Unternehmen nicht
a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen (Nr. 9),
b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte (Nr. 9), oder
c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln (Nr. 9).

· keine Verstöße gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) vorliegen, die nach § 21 AEntG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.
	
· keine Verstöße gegen das Aufenthaltsgesetz (AufenthG) vorliegen, die nach § 98c AufenthG mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.
		
· keine Verstöße gegen das Mindestlohngesetz (MiLoG) vorliegen, die nach § 19 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.
	
· keine Verstöße gegen das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) vorliegen, die nach § 21 SchwarzArbG mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen oder mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.
	
· keine Verstöße gegen das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) vorliegen, die nach § 22 Abs. 2 S. 1 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens einhundertfünfundsiebzigtausend Euro belegt worden sind?
	
[bookmark: _Hlk71032244]	|_|	Ich kann vorstehende Erklärung nicht abgeben. Mein Unternehmen ist gleichwohl aus folgenden Gründen nicht von der Teilnahme an dem Verfahren auszuschließen:
		|_|	Ich bin meinen Verpflichtungen nach § 123 Abs. 4 S. 1 GWB zwischenzeitlich dadurch nachgekommen, dass ich die Zahlung vorgenommen habe oder mich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet habe (§ 123 Abs. 4 S. 2 GWB).
		|_|	Ich habe folgende Selbstreinigungsmaßnahmen gem. § 125 Abs. 1 GWB ergriffen (ggf. zusätzliches Blatt verwenden):
		     		
	Sollten sich meine Verhältnisse nach Abgabe dieser Erklärung ändern, werde ich dies sofort im laufenden Vergabeverfahren und noch vor Zuschlagserteilung mitteilen.
4.	Eigenerklärung zu einem etwaigen Bezug des Bieters zu Russland

Gemäß Verordnung (EU) 2022/576 dürfen ab dem 9. April 2022 keine öffentlichen Aufträge oder Konzessionen an Personen oder Unternehmen vergeben werden, die einen Bezug zu Russland im Sinne dieser Vorschrift aufweisen. Dies betrifft nicht nur Bieter und Teilnehmer, sondern auch Unterauftragnehmer, Eignungsverleiher und Lieferanten, die mit mehr als 10% am Auftragswert beteiligt sind.

|_| Ich (Bieter / Mitglied einer Bietergemeinschaft/Unterauftragnehmer) erkläre, dass
· mein Unternehmen nicht in Russland niedergelassen ist und ich – im Fall der Bewerbung als Einzelkaufmann - nicht die russische Staatsangehörigkeit besitze;
· an meinem Unternehmen kein in Russland niedergelassenes Unternehmen und keine natürliche Person mit russischer Staatsangehörigkeit zu mehr als 50% beteiligt ist.
· mein Unternehmen nicht im Namen oder auf Anweisung eines in Russland niedergelassenen Unternehmens oder einer natürlichen Person mit russischer Staatsangehörigkeit handelt.
· ich für die Ausführung des Auftrags nicht die Kapazitäten eines Unterauftragnehmers, Eignungsverleihers oder Lieferanten in Anspruch nehme, der in Russland niedergelassen ist oder die russische Staatsangehörigkeit besitzt. 
· ich nicht die Kapazitäten eines Unternehmens in Anspruch nehme, an dem zu mehr als 50% ein in Russland niedergelassenes Unternehmen oder ein russischer Staatsangehöriger beteiligt sind oder das im Namen und auf Anweisung eines in Russland niedergelassenen Unternehmens oder russischen Staatsangehörigen handelt.
	
|_|	Ich (Bieter / Mitglied einer Bietergemeinschaft/Unterauftragnehmer) kann vorstehende Erklärung nicht abgeben, sehe jedoch einen Einsatz dennoch aus folgenden Gründen für gerechtfertigt an (ggf. zusätzliches Blatt verwenden):
	     	___________________________________________________________________
Sollten sich meine Verhältnisse nach Abgabe dieser Erklärung ändern, werde ich dies sofort im laufenden Vergabeverfahren und noch vor Zuschlagserteilung mitteilen.
5.	Eigenerklärung zu § 2 Abs. 1 Nr. 4 WRegG
Ich (Bieter / Mitglied einer Bietergemeinschaft) erkläre, dass

|_|	im Wettbewerbsregister entsprechend § 2 Abs. 1 Nr. 4 WRegG keine rechtskräftigen Bußgeldentscheidungen mit einem Bußgeldwert von wenigstens 175.0000€ wegen eines Verstoßes gegen § 24 Absatz 1 LkSG eingetragen sind und demnach die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 22 Abs. 1 LkSG nicht vorliegen. Ich habe zur Kenntnis genommen, dass bei Aufträgen ab einer Höhe von 30.000 Euro der öffentliche Auftraggeber für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, vor Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister gemäß § 6 Abs. 1 WRegG einholen muss.

III. Eignungskriterien
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 
6.	Eigenerklärung zur bestehenden Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung
	Geforderte Deckungssummen (pro Versicherungsjahr mindestens zweifach maximiert):
Personenschäden:	mindestens	2 Mio. €	(pro Schadensfall)
Sachschäden:	mindestens	2 Mio. € 	(pro Schadensfall)
Vermögensschäden:	mindestens 	250.000 €	(pro Schadensfall)
Schlüssel-/Transponder-
Codekartenschäden:	mindestens 	500.000 €	(pro Schadensfall)	
Schäden durch
das Abhandenkommen 
bewachter Sachen:	mindestens 	250.000 €	(pro Schadensfall)
Bearbeitungs-/
Tätigkeitsschäden:	mindestens	250.000 €	(pro Schadensfall)
Umweltschäden:	mindestens	250.000 €	(pro Schadensfall)
|_|	Ich erkläre, dass eine Versicherung der gesetzlichen Haftpflicht des Unternehmens bei Schäden durch Sicherheitsmitarbeitende besteht, die im ursächlichen Zusammenhang mit strafrechtlichen Handlungen bei Abhandenkommen, Beschädigung oder Vernichtung bewachter Sachen besteht.
|_|	Ich erkläre, dass die Höhe der geforderten Deckungssummen für die jeweiligen Schadensereignisse derzeit schon erreicht wird.
|_|	Sofern die Höhe der Deckungssummen für die jeweiligen Schadensereignisse derzeit nicht ausreicht, werde ich unmittelbar nach Zuschlagserteilung die entsprechende Anpassung der Versicherungsdeckungssummen der Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung für die Dauer der Verträge vornehmen.
|_|	Auf gesonderte Aufforderung der Vergabestelle werde ich den Nachweis der bestehenden Versicherung bzw. der Bestätigung des Versicherers über die zum Leistungsbeginn vorzunehmende Anpassung/Erhöhung einreichen.
7.	Angaben zu Umsätzen 
Hinweis:
Bei Bietergemeinschaften reicht es aus, wenn die Umsatzangaben für die gesamte Bietergemeinschaft nur einmalig im Vordruck des bevollmächtigten Mitglieds gemacht werden.
Angaben zum Gesamtumsatz des Unternehmens (netto) sowie zum Umsatz (netto) bezüglich der ausgeschriebenen Leistungsart, jeweils bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen Jahre. 
	Umsatzart
	Geschäftsjahr      
	Geschäftsjahr      
	Geschäftsjahr      

	Gesamtumsatz (netto)
	     
	     
	     

	Umsatz (netto) bezüglich der ausgeschriebenen Leistungsart:
Sicherheitsdienstleistung
	     
	     
	     



Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
8.	Eigenerklärung über die Leistungserbringung
|_| 	Ich erkläre, dass mein Unternehmen spätestens bei Leistungsbeginn ausreichend qualifiziertes Personal zur Erfüllung der ausgeschriebenen Leistung beschäftigt.
|_| 	Dem Unternehmen stehen spätestens bei Leistungsbeginn auch die notwendigen Maschinen, Werkzeuge, Materialien und Hilfsmittel zur Verfügung, um die ausgeschriebene Leistung sachgerecht und unter Einhaltung notwendiger Sicherheitsbestimmungen auszuführen.

Führungszeugnis
|_| 	Eine Abschrift des aktuellen (nicht älter als 6 Monate) Führungszeugnisses der Unternehmensleitung liegt meinem Angebot bei.
Eigenerklärungen gem. § 34a GewO
|_| 	Ich erkläre, dass der Inhaber / die Leitungsperson meines / unseres Unternehmens zuverlässig und sachkundig i.S.v. § 34a Abs. 1 Gewerbeordnung (GewO) ist und auch die weiteren dort genannten Anforderungen erfüllt.
|_| 	Ich erkläre, dass die gewerberechtlichen Voraussetzungen (insbesondere die Erlaubnis für das Bewachungsgewerbe gem. § 34a GewO) für die Ausführung der ausgeschriebenen Leistung für mein / unser Unternehmen vorliegen.
|_| 	Ich erkläre, dass die für die Durchführung der Bewachungsaufgaben vorgesehenen Personen die gem. § 34a Abs. 1 a GewO und Bewachungsverordnung erforderliche Zuverlässigkeit und Sachkunde besitzen (§ 128 Abs. 2 GWB).
Nachweis der Erlaubnis gem. § 34 GewO
|_| 	Ein Nachweis der Erlaubnis für das Bewachungsgewerbe gem. § 34 a GewO liegt meinem Angebot bei.
	Nachweis über technisch-organisatorische Maßnahmen (§ 5 AVV Anlage C-09) 
[bookmark: _Toc521046398]	Sofern Ihnen eine eigene Dokumentation mit bereits eingeführten und umgesetzten technischen und organisatorischen Maßnahmen vorliegt, um die datenschutzrechtlichen Anforderungen der jeweiligen Maßnahmenkategorien, gemäß § 5 der AVV “Technische und organisatorische Maßnahmen” (Anlage C-09), zu erfüllen, so kann auf diese Dokumentation als Anlage verwiesen werden. Diese Dokumentation mit technischen und organisatorischen Maßnahmen ist - sofern vorhanden - dem Angebot beizufügen. Die Zertifizierung(en) nach ISO 27001 ist/sind ebenfalls dem Angebot beizufügen.

Sofern Ihnen eine eigene Dokumentation mit bereits eingeführten und umgesetzten technischen und organisatorischen Maßnahmen nicht vorliegt, beschreiben Sie bitte die von Ihnen zur Leistungserbringung vorgesehenen technischen und organisatorischen Maßnahmen, im Anhang „Technisch-organisatorische Maßnahmen (TOM)“ (Anlage B-03.1) der Vereinbarung zur Auftragsverarbeitung, um die datenschutzrechtlichen Anforderungen der jeweiligen Maßnahmenkategorien, gemäß § 5 der AVV “Technische und organisatorische Maßnahmen”, zu erfüllen. Der befüllte Anhang der Vereinbarung ist dem Angebot beizufügen.

Eine Dokumentation bereits eingeführter und umgesetzter technischer und organisatorischer Maßnahmen 

|_|	liegt vor 				

|_|	liegt nicht vor. Die von mir zur Leistungserbringung vorgesehenen technischen und organisatorischen Maßnahmen wurden im Anhang „Technisch-organisatorische Maßnahmen (TOM)“ Anlage B-03.1) beschrieben und dem Angebot beigefügt. 

|_|	Die Zertifizierung(en) nach ISO 27001 sind dem Angebot beigefügt.





9.	Leistungsbezogene Angaben zum Unternehmen
	Seit wann ist das Unternehmen in der ausgeschriebenen Leistungsart tätig?
	     

	Beschäftigtenzahl des gesamten Unternehmens:
	     

	Anzahl der Beschäftigten, bezogen auf die ausgeschriebene Leistungsart:
	     

	Anzahl der geringfügig Beschäftigten, bezogen auf die ausgeschriebene Leistungsart:
	     


10.		Angaben zu Referenzen 
Benennung von mindestens 3 vergleichbaren Referenzen von mindestens zwei verschiedenen Referenzgebern aus dem Zeitraum der letzten drei Jahre. Vergleichbar sind Referenzen, deren Gegenstand dem Ausschreibungsgegenstand zumindest nahekommt. 
Die Referenzen müssen im technischen oder organisatorischen Bereich einen gleich hohen oder höheren Schwierigkeitsgrad aufweisen und einen tragfähigen Rückschluss auf die Leistungsfähigkeit des Bieters für die ausgeschriebene Leistung ermöglichen. 
Eine Referenz gilt hinsichtlich des jährlichen Leistungsumfangs dann als vergleichbar, wenn der zugrundeliegende Auftrag mindestens den folgenden Leistungsumfang erreicht:

mind. 320.000 € netto pro Jahr (bei 1 von 3 Referenzen)
mind. 220.000 € netto pro Jahr (bei 2 von 3 Referenzen)

Von den drei Referenzen muss zudem mindestens eine Referenz den Einsatz von (durchschnittlich) mindestens sechs sicherheitsüberprüften Mitarbeitern nach SÜ 2 (erweiterte Sicherheitsüberprüfung § 9 SÜG (Ü2)) betreffen. 
Bei Unterschreiten dieser Werte wird der Bieter aufgefordert, die Vergleichbarkeit der Referenzen zu erläutern. 
Hinweise: 
Bei Bietergemeinschaften reicht es aus, wenn die Referenz-Angaben für die gesamte Bietergemeinschaft nur einmalig im Vordruck des bevollmächtigten Mitglieds gemacht werden.
Der Bieter ist verpflichtet, die als Referenzgeber genannten Ansprechpersonen vor Angebotsabgabe auf die Datenschutzerklärung der Auftraggeberin unter http://www.bundesimmobilien.de/datenschutz hinzuweisen.
	Referenz Nr. 1 

	Art des Referenzobjektes 
(Gewerbe-, Verwaltungs-, Wohn-, Industrieobjekt, u. a.)
	     

	Ausführungsort 
(Anschrift des Referenzobjektes)
	     

	Jährlicher Leistungsumfang 
(in € netto)

	      € netto pro Jahr 
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| mind. 320.000 € netto pro Jahr (bei 1 von 3 Referenzen)
|_| mind. 220.000 € netto pro Jahr (bei 2 von 3 Referenzen)


	Anteil des stationären Sicherheitsdienstes an der Gesamtleistung in %
	     

	Anteil der durchschnittlich eingesetzten Mitarbeiter mit SÜ 2 - Überprüfung
	     
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| durchschnittlich mind. sechs sicherheitsüberprüfte Mitarbeiter nach SÜ 2 (erweiterte Sicherheitsüberprüfung § 9 SÜG (Ü2)) bei mind. 1 von 3 Referenzen

	Leistungszeitraum
	vom DATUM bis DATUM

	Leistungsart 
	     

	Name des Empfängers der Leistung, dem die Leistung unmittelbar zugutekommt
(Ansprechperson mit Telefon-Nr. und E-Mail Adresse)
	     



	Referenz Nr. 2

	Art des Referenzobjektes 
(Gewerbe-, Verwaltungs-, Wohn-, Industrieobjekt, u. a.)
	     

	Ausführungsort 
(Anschrift des Referenzobjektes)
	     

	Jährlicher Leistungsumfang 
(in € netto)

	      € netto pro Jahr 
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| mind. 320.000 € netto pro Jahr (bei 1 von 3 Referenzen)
|_| mind. 220.000 € netto pro Jahr (bei 2 von 3 Referenzen)


	Anteil des stationären Sicherheitsdienstes an der Gesamtleistung in %
	     

	Anteil der durchschnittlich eingesetzten Mitarbeiter mit SÜ 2 - Überprüfung
	     
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| durchschnittlich mind. sechs sicherheitsüberprüfte Mitarbeiter nach SÜ 2 (erweiterte Sicherheitsüberprüfung § 9 SÜG (Ü2)) bei mind. 1 von 3 Referenzen

	Leistungszeitraum
	vom DATUM bis DATUM

	Leistungsart 
	     

	Name des Empfängers der Leistung, dem die Leistung unmittelbar zugutekommt
(Ansprechperson mit Telefon-Nr. und E-Mail Adresse)
	     



	Referenz Nr. 3

	Art des Referenzobjektes 
(Gewerbe-, Verwaltungs-, Wohn-, Industrieobjekt, u. a.)
	     

	Ausführungsort 
(Anschrift des Referenzobjektes)
	     

	Jährlicher Leistungsumfang 
(in € netto)

	      € netto pro Jahr 
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| mind. 320.000 € netto pro Jahr (bei 1 von 3 Referenzen)
|_| mind. 220.000 € netto pro Jahr (bei 2 von 3 Referenzen)


	Anteil des stationären Sicherheitsdienstes an der Gesamtleistung in %
	     

	Anteil der durchschnittlich eingesetzten Mitarbeiter mit SÜ 2 - Überprüfung
	     
Zur Einhaltung der Mindestanforderung: 
|_| durchschnittlich mind. sechs sicherheitsüberprüfte Mitarbeiter nach SÜ 2 (erweiterte Sicherheitsüberprüfung § 9 SÜG (Ü2)) bei mind. 1 von 3 Referenzen

	Leistungszeitraum
	vom DATUM bis DATUM

	Leistungsart 
	     

	Name des Empfängers der Leistung, dem die Leistung unmittelbar zugutekommt
(Ansprechperson mit Telefon-Nr. und E-Mail Adresse)
	     


Bietergemeinschaften und Inanspruchnahme fremder Ressourcen
11. Angaben bei Bietergemeinschaften
Es wird beabsichtigt, als Bietergemeinschaft ein Angebot abzugeben:

|_|	ja*	|_|	nein.

* Wenn ja:
Art und Umfang des Leistungsteils des jeweiligen Mitglieds:
	Mitglied der Bietergemeinschaft
	Bezeichnung des Loses und des (Teil-)Leistungsbereiches
	Umfang 
(z.B. gesamter Bereich, teilweise im Umfang von..)

	[bookmark: Text22]     
	     
	     

	[bookmark: Text23]     
	     
	     


12. Angaben zu Unterauftragnehmerleistungen
Es wird beabsichtigt, Unterauftragnehmer einzusetzen:
|_|	ja*	|_|	nein.
* Wenn ja:
Teilleistungen, für die der Einsatz von Unterauftragnehmern geplant ist:
	Beschreibung des (Teil-)Leistungsbereiches
	Umfang 
(z.B. gesamter Bereich, teilweise im Umfang von..)

	     
	     

	     
	     



13. Eignungsleihe
Ich/Wir erkläre/n, dass für die Erbringung meiner/unserer Leistungen eine Eignungsleihe nach § 47 VgV vorgenommen wird:
|_|	ja*	|_|	nein.
* Wenn ja:
Die Eignungsleihe bezieht sich auf folgende Aspekte:       
IV. Ausführungsbedingungen nach § 128 Abs. 2 GWB
14. Eigenerklärung zur zukünftigen Einbeziehung der Auftragsausführungsbedingungen

Ich habe die Auftragsausführungsbedingungen der Anlage A-04 zum Angebotsaufforderungsschreiben mit den Inhalten 

|_|	Einsatz von Personal mit erfolgreicher SÜ 2-Überprüfung (erweiterte Sicherheitsüberprüfung § 9 SÜG (Ü2))


|_|	weitere Anforderungen an das eingesetzte Personal (Personaleinsatzliste, Sprachkenntnisse, Nachweise und Bescheinigungen bzgl. der geforderten Qualifikationen und Erfahrungen)

gelesen und erkläre mich bereit, diese Auftragsausführungsbestimmungen zum Bestandteil meines Angebotes zu machen. 

Hinweis:
Die Auftraggeberin behält sich vor, einen aktuellen Auszug aus dem Gewerbezentralregister und dem Wettbewerbsregister über das teilnehmende Unternehmen beim Bundesamt für Justiz bzw. beim Bundeskartellamt anzufordern.
Die Nichtvorlage einer der vorgenannten Eigenerklärungen und Nachweise kann zum Ausschluss des Angebotes des teilnehmenden Unternehmens aus dem Verfahren führen.
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